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HESSISCHES MINISTERIUM FÜR WISSENSCHAFT UND KUNST

Satzung der Hochschule für Gestaltung Offenbach am Main
über die Bekanntmachung von Satzungen vom 16. Novem-
ber 2010;

hier: Bekanntmachung

Nach § 31 Abs. 4 des Hessischen Hochschulgesetzes (HHG) vom
14. Dezember 2009 (GVBI. I S. 666) wird hiermit die oben angeftihrte
Satzung der Hochschule ftir Gestaltung Offenbaeh am Main bekannt
gemacht.

Wiesbaden, 8. Dezember 2010

Hessisches Ministerium
fär Wissenschaft und Kunst
rrr 4 2 -  zetoo 
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Satzung der Hochschule für Gestaltung Offenbach am Main üher
die Bekanntmachung von Satzungen vom 16. November 2010

Das Präsidium der Hochschule fiir Gestaltung Offenbach am Main
\- hat in seiner Sitzung am 16. November 2010 gemäß § 31 Abs. 3 des

Hessischen Hochschulgesetzes in der Fassung vom 14. Dezember
2009 (GVBI. I S. 666) die naehfolgende Satzung beschlossen:

§1
Bekanntmachung von Satzungen

Die Satzungen der Hochschule für Gestaltung Offenbach am Main
sowie ihre Anderungen werden durch Veröffentlichung in einem
zentralen Verzeichnis auf der Internetseite der Hochschule bekannt
gemacht und zur Einsichtnahme durch die Öffentlichkeit bereit-
gestellt.

§2
Vorhalten von Druckexemplaren

Mindestens ein gedruektes und von der Präsidentin oder dem Prä-
sidenten beziehungsweise dem vertretungsberechtigten Präsidi-
umsmitgiied unterzeichnetes Exemplar der jeweiligen bekannt ge-
machten Satzung oder Satzungsänderung wird an zentraler Stelle
geführt und zur Einsichtnahme durch Hochschulmitglieder und
Hochschulangehörige vorgehalten.

§3
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Staats-
anzeiger für das Land Hessen in Kraft.

Offenbach am Main, 16. November 2010
gez.Prof.Bernd Kracke
Präsident

HESSISCHES MINISTERIUM
FÜR WIRTSCHAFT, VERKEHR UND LANDESENTWTCKLUNG

Bauaufsicht;
h i e r : Bekanntmachung der Musterverordnung über den Bau

und Betrieb von Versammlungsstätten (Muster-Ver-
sammlungsstättenverordnung - MVStättV) der Fach-
kommission ,,Bauaufsicht" der ARGEBAU - Stand Juni
2005 (z.lJetzl geändert durch Beschluss der Fachkom-
mission Bauaufsicht vom Februar 2010)

B e z u g: Erlass vom 11. August 2005 (StAnz. S. 3387)

Hiermit wird das Muster der Versammlungsstättenverordnung
(MVStättV) der Fachkommission ,,Bauaufsicht" der ARGEBAU -
Stand Juni 2005, zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkom-
mission Bauaufsicht vom Februar 2010 - bauaufsichUich bekannt
gemacht. Es ist bei der bauaufsichtlichen Beurteilung von Ver-
sammlungsstätten, die in den Geltungsbereich des Musters der Ver-
sammlungsstättenverordnung fallen, zugrunde zu legen. Anforde-
rungen, die sich aus der Musterverordnung ergeben, sind auf der
Grundlage des § 45 Hessische Bauordnung (HBO) im bauaufsicht-
lichen Verfahren geltend zu machen.
Die Bezüge im Muster auf die Musterbauordnung (MBO) wurden
durch F'ußnoten um Verweise auf die HBO ergänzt.
. Die Brandsehutzdienststellen gehören zu den Ste11en, ohne deren

Stellungnahme die Genehmigungsfähigkeit einer Versamm-
Iungsstätte nicht beurteilt werden kann; sie sind zum Bauan-
trag zu hören; auf § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 IIBO wird hingewiesen.

. nie §§ 46 und 47 MVStättV finden in Hessen keine unmittel-
bare Anwendung; auf entsprechende Regelungen, die sich aus
der Hessischen Bauordnung (§§ 45, 53, 76, 77 HBO) ergeben, wird
hingewiesen.

. § 12 Abs. 1 und Abs. 3 MVStättV sind bei der bauaufsichtlichen
Beurteilung nicht zu berücksichtigen.

. Dieser Erlass regelt ausschließlich die Anwendung der MVStättV
im Anrryendungsbereich der HBO (vergleiche § 1 HBO). Nur in
diesen Fällen unterliegen bauliche Anlagen den Anfordenrngen
des Bauordnungsrechts. Einmalige Veranstaltungen an Orten,
die nicht dem Bauordnungsrecht unterliegen, zum Beispiel im

öffentlichen Straßenraum, eröffnen keine Zuständigkeit der
Bauauf sichtsbehörden.

Dieser Erlass dient der Umsetzung bundeseinheitlich beschiosse-
ner Vorgaben der ARGE-Bauministerkonferenz zrrr bauaufsicht-
lichen Beurteilung von Versammlungsstätten.
Der Bezugserlass vom 1 1. August 2 005 (StAnz. S. 3 3 87) tritt mit Ab-
Iauf des 31. Dezember 2010 außerKraft. Die Anlage 2 zur MVStättV
bleibt unverändert und wird in I'orm ihrer Veröffentlichung vom
11. August 2005 (StAnz. S. 3387) erneut zum 1. Januar 2011 in
Kraft gesetzt. Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Wiesbaden, 3. Dezember 2010

[Iessisches Ministerium
f ür Wirtschaf t, Verkehr
und Landesentwicklung
VI3-E-064-c-04
- Gült.-Verz. 3612 -

StAnz. 57/2010 5.2732

Musterverordnung über den Bau und Betrieh von Versammlungs-
stätten (Muster-Versammlungsstättenvcrordnung - MVStättV) der
Fachkommission Bauaufsicht der AßGEBAU - Fassung Juni 2005"
(zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkommission Bauauf-
sicht vom Februar 2010)

Aufgrund des § 84 Abs. 1 Nr. I sowie des § 85 Abs. 1 und Abs. 3 der
Musterbauordnung 2002b " verordnet der für die Bauordnung zu-
ständige Minister:

Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften
(ABl. EG Nr. L 204 S. 3?), zuletzt geändert durch die Richtlinie
98/48/XG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. JuIi
1998 (AB1. EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet q,orden.

Die MVStättV 2005 bezieht sich auf die MBO-Fassung November
2002 -. Die Verweise auf die Hessische Bauordnung (HBO) beziehen
sich auf die HBO vom 18. Juni 2002 (GVBI. I S. 2?4).

Diese Bekanntmachung nebst der MVStättV hat in Hessen den Rechts-
ramg einer Verwaltungsvorschrift aufgrund § 80 Abs. 11 HBO.


